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Beschluss 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 16/1391, 16/1831 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Landesbank-
Gesetzes und des Sparkassengesetzes 

§ 1 

Das Gesetz über die Bayerische Landesbank (Bayerisches 
Landesbank-Gesetz – BayLBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 1. Februar 2003 (GVBl S. 54, ber. 
S. 316, BayRS 762-6-F), zuletzt geändert durch Art. 19 des 
Gesetzes vom 14. April 2009 (GVBl S. 86), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 1 Abs. 3 wird aufgehoben.  

2. Es wird folgender Art. 1a eingefügt: 

„Art. 1a  
Umwandlung 

(1) 1Die Bank kann nach Maßgabe der nachfolgenden 
Vorschriften an einer Vereinigung, Spaltung (Ausglie-
derung, Abspaltung), Vermögensübertragung und ei-
nem Rechtsformwechsel beteiligt sein. 2Sie kann durch 
Beschluss der Generalversammlung mit Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde 
1. mit anderen juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts oder sonstigen Rechtsträgern durch Ver-
schmelzungsvertrag im Weg der Übertragung ihres 
Vermögens auf den anderen Rechtsträger oder der 
Neugründung unter Eintritt von Gesamtrechtsnach-
folge verschmolzen werden; 

2. einen oder mehrere Teile ihres Vermögens, ein-
schließlich der rechtlich unselbständigen Anstalten, 
unter Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge durch 
Spaltungs- und Übernahmevertrag ganz oder zum 
Teil auf andere bestehende oder dadurch gegründe-
te Rechtsträger unter eigener oder unter Beteili-
gung der Träger der Bank an diesem Rechtsträger 
übertragen; wird eine unselbständige Anstalt der 
Bank ausgegliedert oder abgespalten, kann an die 
Stelle der Übertragung auf einen neu gegründeten 

übernehmenden Rechtsträger die rechtliche Ver-
selbständigung der unselbständigen Anstalt unter 
Beteiligung der Bank, der Träger oder mittelbaren 
Träger der Bank an der verselbständigten Anstalt 
treten; 

3. einen oder mehrere Teile ihres Vermögens, ein-
schließlich der rechtlich unselbständigen Anstalten, 
unter Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge durch 
Übertragungsvertrag auf andere bestehende Rechts-
träger gegen Gewährung einer Gegenleistung an die 
Bank oder die Träger der Bank, die nicht in einer 
Beteiligung besteht, übertragen; 

4. durch Formwechsel in eine Aktiengesellschaft um-
gewandelt werden; die Generalversammlung stellt 
die Satzung der Aktiengesellschaft fest; eine nota-
rielle Beurkundung ist nicht erforderlich; die Trä-
ger der Bank gelten als Gründer der Aktiengesell-
schaft und erhalten die Aktien entsprechend ihrem 
Anteil am Grundkapital der Bank; 

5. als übernehmender Rechtsträger an Verschmelzun-
gen, Spaltungen oder Vermögensübertragungen be-
teiligt sein. 

3Maßnahmen nach Satz 2 bedürfen der Einwilligung 
des Landtags oder des vom Landtag hierzu beauftrag-
ten Landtagsausschusses, soweit nicht aus zwingenden 
Gründen eine Ausnahme hiervon geboten ist; ist die 
Einwilligung nicht eingeholt worden, so ist der Landtag 
alsbald zu unterrichten. Art. 65 Abs. 7 der Bayerischen 
Haushaltsordnung bleibt unberührt.

4

(2) 1Bei einer Umwandlung nach Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 
bis 4 sind bestehende Rechte der Gläubiger der Bank 
zu wahren. 2Die Gewährträgerhaftung nach Art. 4 und 
22 gilt fort. 3Das Nähere über die Umwandlung regelt 
die Satzung der Bank. 

(3) 1Wird die Bank nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 als über-
tragender Rechtsträger mit einem anderen Rechtsträger 
verschmolzen oder überträgt sie nach Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2 oder 3 eine rechtlich unselbständige Anstalt auf 
einen anderen Rechtsträger, geht die Trägerstellung der 
Bank an der unselbständigen Anstalt auf den überneh-
menden Rechtsträger über. 2Ist der übernehmende 
Rechtsträger eine juristische Person des Privatrechts, 
wird dieser mit der Trägerschaft an der unselbständigen 
Anstalt beliehen. 3Im Fall des Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 wird 
die Bank mit Wirksamwerden eines Formwechsels mit 
der Trägerschaft an ihren rechtlich unselbständigen An-
stalten beliehen. 4Die Anstalten unterliegen der Rechts-
aufsicht entsprechend Art. 17 Abs. 1 und 2. 5Der belie-
hene Träger unterliegt hinsichtlich der Beachtung des 
öffentlichen Auftrags der Anstalten der Fachaufsicht 
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der Aufsichtsbehörde gemäß Art. 17 Abs. 1 Satz 1; sie 
kann ihm insoweit Weisungen erteilen. 

(4) 1Im Rahmen von Umwandlungsvorgängen nach 
Abs. 1 Satz 2 Nrn. 1 und 2 kann die Bank zur Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben und Geschäfte auch rechtlich 
selbständige Anstalten des öffentlichen Rechts als 
übernehmende Rechtsträger errichten oder ihre unselb-
ständigen Anstalten verselbständigen. 2Diese selbstän-
digen Anstalten haben einen Vorstand, dem die Ge-
schäftsführung der Anstalten obliegt, und einen Ver-
waltungsrat. 3Weitere Einzelheiten über die Aufgaben, 
Befugnisse, Vertretung und Rechtsverhältnisse dieser 
Anstalten sowie über die Zusammensetzung, Aufgaben 
und Befugnisse ihrer Gremien werden in einem von der 
Bank zu erlassenden Statut bestimmt, soweit dieses Ge-
setz keine Regelung trifft. 4Art. 17 Abs. 1 und 2 gelten 
entsprechend. 5Geht die Trägerschaft an diesen Anstal-
ten nach Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 oder 2 auf eine juristische 
Person des Privatrechts über, wird diese mit der Trä-
gerschaft an der übernehmenden Anstalt beliehen. 
6Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend. 
(5) Umwandlungen nach Abs. 1 sind Umwandlungen 
im Sinn des Umwandlungsgesetzes, auf die dessen 
Vorschriften entsprechend anzuwenden sind, soweit 
dieses Gesetz, die Satzung der Bank oder ein Staatsver-
trag nicht etwas anderes bestimmen. 
(6) Bei Umwandlungen nach Abs. 1 ist das besondere 
Interesse der Träger, im Fall der Beleihung der mittel-
baren Träger an der Aufgabenerfüllung der unselbstän-
digen Anstalten zu berücksichtigen.“ 

3. Art. 2 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) 1Die Bank hat insbesondere die Aufgabe, in 
Bayern durch ihre Geschäftstätigkeit unter Beach-
tung der Markt- und Wettbewerbserfordernisse den 
Wettbewerb zu stärken und die angemessene und 
ausreichende Versorgung der Wirtschaft, insbeson-
dere des Mittelstands, und der öffentlichen Hand 
mit geld- und kreditwirtschaftlichen Leistungen si-
cherzustellen. 2Sie ist eine im Wettbewerb stehende 
Geschäftsbank, die sich regional schwerpunktmä-
ßig auf Bayern, Deutschland und die angrenzenden 
Wirtschaftsräume Europas konzentriert. 
(2) 1Die Bank unterstützt durch ihre Geschäftstä-
tigkeit den Freistaat Bayern und seine kommunalen 
Körperschaften einschließlich der Sparkassen in 
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben, insbesondere 
der Strukturförderaufgaben. 2Sie ist Sparkassen-
zentralbank und betreibt ihre Geschäfte insoweit 
unter Berücksichtigung der Belange der Sparkas-
sen. 3Sie ist auch Kommunalbank und übernimmt 
für den Freistaat Bayern die Funktion einer Haus-
bank.“ 

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 
„(4) Die Bank kann zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben und Geschäfte insbesondere 

1. Pfandbriefe und sonstige Schuldverschreibun-
gen ausgeben und sonstige Schuldbuchforde-
rungen begründen,  

2. Unternehmen oder Beteiligungen daran erwer-
ben oder veräußern, 

3. sich an Verbänden beteiligen, 
4. Gesellschaften gründen, 
5. rechtlich unselbständige Anstalten des öffent-

lichen Rechts innerhalb der Bank errichten, 
6. die Trägerschaft an anderen Anstalten des öf-

fentlichen Rechts ganz oder zum Teil durch 
Vertrag übernehmen; dies gilt nicht für Spar-
kassen.“ 

4. Art. 3 wird wie folgt geändert: 
a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Es wird folgender neuer Satz 4 eingefügt: 
„4Die Anteilsinhaber des beliehenen Trägers 
sind mittelbare Träger der Bank (mittelbare 
Träger).“ 

bb) Der bisherige Satz 4 wird Satz 5. 

b) In Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte „und die Gene-
ralversammlung“ gestrichen. 

5. In Art. 4 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort „ihren“ 
die Worte „zum Zeitpunkt der Begründung der Ver-
bindlichkeit bestehenden“ eingefügt. 

6. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) 1Der Verwaltungsrat besteht vorbehaltlich der 
Regelung in Abs. 3 aus elf Mitgliedern. 2Er setzt 
sich zusammen aus 

1. dem Staatsminister der Finanzen, 
2. dem Staatsminister des Innern,  
3. dem Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruk-

tur, Verkehr und Technologie,  
4. einem weiteren Vertreter des Staatsministeri-

ums der Finanzen, 
5. einem Vorstandsmitglied einer bayerischen 

Sparkasse, 
6. einem Vertreter der bayerischen kommunalen 

Spitzenverbände, 
7. einem Vertreter der Personalvertretung der 

Bayerischen Landesbank, 
8. vier weiteren externen Mitgliedern, die vom 

Staatsministerium der Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Staatsministerium des Innern 
und dem Staatsministerium für Wirtschaft, Inf-
rastruktur, Verkehr und Technologie bestellt 
werden.  

3Für jedes Verwaltungsratsmitglied können bis zu 
zwei Stellvertreter bestellt werden. 4Die Mitglieder 
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gemäß Nrn. 5 und 6 werden vom Sparkassenver-
band Bayern, das Mitglied gemäß Nr. 7 wird von 
der Personalvertretung der Bank bestellt.“  

b) Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Den Vorsitz im Verwaltungsrat führt der 
Staatsminister der Finanzen.“ 

c) Abs. 5 Satz 3 wird aufgehoben. 

d) Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die Mitglieder gemäß Abs. 2 Nrn. 1 bis 4 ver-
fügen über ein doppeltes Stimmrecht, soweit die 
Satzung nichts anderes bestimmt.“ 

e) Es werden folgende Abs. 7 und 8 angefügt: 

„(7) Mindestens ein Mitglied des Verwaltungsrats 
muss über Sachverstand in Rechnungslegung oder 
Abschlussprüfung verfügen. 

(8) Das Nähere über Zusammensetzung, Aufgaben, 
Geschäftsgang und sonstige Rechtsverhältnisse des 
Verwaltungsrats regelt die Satzung.“ 

7. Art. 10 erhält folgende Fassung: 

„Art. 10 
Generalversammlung 

(1) 1Die Träger bzw. im Fall der Beleihung gemäß 
Art. 3 Abs. 1 Satz 2 die mittelbaren Träger üben ihre 
Rechte in Bezug auf die Bank in der Generalversamm-
lung aus. 2Die Generalversammlung beschließt insbe-
sondere über die Satzung der Bank. 
(2) 1Die Träger entsenden jeweils bis zu drei Vertreter 
in die Generalversammlung. 2Im Fall der Beleihung 
gemäß Art. 3 Abs. 1 Satz 2 entsenden die mittelbaren 
Träger an Stelle des beliehenen Trägers jeweils bis zu 
drei Vertreter in die Generalversammlung.  
(3) 1Das Stimmrecht wird entsprechend dem Anteil der 
Träger am Grundkapital der Bank einheitlich durch je-
weils einen Vertreter des jeweiligen Trägers (Stimm-
führer) ausgeübt. 2Im Fall der Beleihung richtet sich 
das Stimmrecht der Stimmführer der mittelbaren Träger 
nach ihrem mittelbaren Kapitalanteil an der Bank. 
(4) Das Nähere regelt die Satzung.“ 

8. Art. 21 Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 
„2Der Beirat besteht aus dem Vorsitzenden und bis zu 
sechs weiteren Mitgliedern, die auf Vorschlag des 
Staatsministers des Innern berufen werden. 3Den Vor-
sitz führt der Staatsminister des Innern oder ein von 
ihm benannter Vertreter.“ 

9. Art. 22 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1. 
bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt: 

„2Die Haftung des Sparkassenverbands Bayern 
entfällt für zukünftig begründete Verbindlich-
keiten, sobald der Sparkassenverband Bayern 
nicht mehr unmittelbar oder mittelbar am Ka-
pital der Landesbodenkreditanstalt beteiligt 
ist.“ 

b) In Abs. 3 wird das Wort „Kapitalanteilen“ durch 
die Worte „zum Zeitpunkt der Begründung der 
Verbindlichkeit bestehenden unmittelbaren oder 
mittelbaren Anteilen am Kapital der Landesboden-
kreditanstalt“ ersetzt. 

§ 2 

Art. 24 des Gesetzes über die öffentlichen Sparkassen - 
Sparkassengesetz – SpkG - (BayRS 2025-1-I), zuletzt ge-
ändert durch § 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2008 (GVBl 
S. 461), wird wie folgt geändert: 
1. Satz 2 wird aufgehoben. 
2. Der bisherige Satz 3 wird Satz 2. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2009 in Kraft.   

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 
 


